Die Landeselternvertretung fordert runde Tische in den Schulregionen. Dabei sollen Schulträger, d.h. die Kommunen zusammen mit den Elternvertretungen, der Schulleitung und dem Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft nach einvernehmlichen Lösungen suchen. 

Die Landesregierung lehnt dies ab.

Durch die Zusammenlegung von Klassen und die Bildung größerer Lerngruppen werden die Möglichkeiten einer individuellen Lernförderung verschlechtert. Dies bedeutet neben einem Qualitätsverlust auch eine Verschlechterung der Chancen zum Besuch einer weiter führenden Schule nach dem 4. Schuljahr. Besonders betroffen hiervon wären Migrantenkinder, langsamer lernende Kinder und Kinder aus so genannten bildungsfernen Schichten. Die Landeselternvertretung Grund-schulen lehnt Grundschulschließungen nach der Rasenmähermethode und einer rein schematischen  Anzahl der Klassen ab. Sie fordert von der Landesregierung, vor einer Schulschließung zuerst Überlegungen anzustellen, um einen Schul-standort zu erhalten.

Auch dies lehnt die Landesregierung ab.
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Die Eltern sind mit dieser Bildungspolitik der Landesregierung nicht einver-standen und organisieren kurzfristig in den Schulregionen Protestveranstalt-ungen, Sternmärsche und Podiumsdiskussionen. Die  Landeselternvertretung Grundschulen ruft zusammen mit der Landes-initiative Rettet die Grundschulen zu einer Großdemo nach Saarbrücken auf. Über 15000 Menschen folgten dem Aufruf im  Januar vor den Landtag. Immer mehr Unterstützer schließen sich der landesweiten Interessen-gemeinschaft an. Hierzu zählen SPD, Grüne, FDP, der DGB und die Einzelgewerkschaften, Vereine, Verbände, Vertreter der Kirchen und Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens. Die Arbeitskammer des Saarlandes empfiehlt dem Ministerium für Bildung, Kultur und Wissenschaft in ihrer Stellungnahme, einen bildungspolitischen Kurswechsel. Die saarländischen Sozialdemokraten geben bei Infratest-Dimap eine Umfrage in Auftrag. Anfang Februar wird das Ergebnis bekannt: 76 Prozent der Saarländer sprechen sich gegen die Grundschulschließungspläne der Landesregierung aus. Die Landes-elternvertretung Grundschulen gibt ebenfalls eine Stellungnahme zu dem Ge-setzentwurf ab und reicht alternativ einen eigenen Gesetzentwurf beim Kultus-ministerium ein. 

Erneut lehnt die Landesregierung ab.

Die LEV forderte die Landesregierung auf, vor Schließungsbeschlüssen Stand-orterhaltungsmaßnahmen zu prüfen. Da noch keine Konzepte vorliegen, machte die LEV eigene Vorschläge. Der Klassenteiler soll von derzeit 29 auf 26 Schüler/innen abgesenkt werden. Es sollen verstärkt jahrgangsübergreifende Klassen (Kombiklassen) gebildet werden. Räumliche, bauliche, infrastrukturelle und siedlungsstrukturelle Gesichtpunkte sollen genauso Berücksichtigung finden wie die Entfernung zur nächsten Schule, die Beschaffenheit vorhandener Schul-gebäude, die Fahrwege, die Transportmöglichkeiten und die Schulwegsicherheit. Auch eine langfristige Standortplanung (20 Jahre) soll erfolgen.  

Der LEV-Gesetzentwurf wird von der Landesregierung zusammen mit weiteren Kompromissvorschlägen ohne Kommentar abgelehnt

Da die Elternvertreter mit Jürgen Schreier in der Sache keinen Kompromiss er-zielen konnten, forderte der LEV-Vorsitzende Jörg Dammann Ministerpräsident Peter Müller auf, die Bildungspolitik zur Chefsache zu machen.  

Peter Müller lehnte dies zwar ab, nahm jedoch an einer LEV-Sitzung gemeinsam mit Bildungsminister Jürgen Schreier teil. 

Die Landeselternvertretung fordert vom Kultusministerium ein Konzept, wie es die Bildungsqualität im Saarland verbessern möchte. Der Minister sagte, das Konzept würde zurzeit erarbeitet. Daraufhin forderte der Vorsitzende der Landes-elternvertretung, die Grundschulstrukturreform um ein Jahr zu verschieben.      So könne mit aller Sorgfalt und ohne Zeitdruck alle Daten und Fakten ermittelt werden. Die LEV-Grundschulen befürchtet, dass der Landeshaushalt auf Kosten der Kinder und Kommunen saniert werden soll. 

Der LEV-Vorschlag, die Gesetzesänderung ein Jahr zu verschieben wurde ebenfalls abgelehnt. 

Die Landeselternvertretung bringt zusammen mit der Landesinitiative "Rettet die Grundschulen!"  ein Volksbegehren auf den Weg.  5000 Unterschriften sind dazu erforderlich. Insgesamt unterzeichnen über 30.000 Saar-länderinnen und Saarländer in einer Rekordzeit von anderthalb Wochen die Anträge. Das Innen-ministerium schöpft die gesamte Frist aus und lehnt das Volksbegehren schließlich ab. 

Die LEV fordert erneut das Konzept für die Qualitätsverbesserung in den Grundschulen. Dieses lag im Juli immer noch nicht vor.

Ungeachtet der zahlreichen Proteste bringt die Landesregierung ihr Schulordnungsgesetz auf den Weg. Die erste Lesung erfolgte bereits am 16. März, also einen Monat früher als angekündigt. Die Landesre-gierung will eine Zulassung des Volksbegehrens umgehen. 

Die LEV führt mit Bildungsminister Schreier eine Podiumsdiskussion im Saarlouiser Theater am Ring durch. Dabei geht es sich erneut um die Grundschulstrukturreform und ihre Folgen. 

Immer wieder gibt die LEV-Grundschulen ihre Stellungnahmen zu den Verordnungen und Gesetzentwürfen des Ministers ab. Diese werden jedoch ohne Angabe von Gründen einfach abgelehnt

Am 9. April fand erneut eine Großdemo in Saarbrücken statt. Die Betroffenheit unter den Grundschuleltern weitet sich aus. Minister Schreier hat die Zahl der zu schließenden Grundschulen erneut gesenkt. Neben den 80 Schulen, die nun geschlossen werden sollen, sind auch die aufnehmenden Grundschulen von der Reform betroffen. Bestehende Klassenverbände sollen dort auseinander gerissen werden. Die Landeselternvertretung Grundschulen fordert eine Novellierung des Schulmitbestimmungsgesetzes. In dem aktuellen Gesetz wird den Eltern keine echte Mitbestimmung eingeräumt. Dies zeigt die aktuelle Situation bei den Grundschulen. Die Landesregierung muss lediglich die Elternvertretungen hören, was sie bei der aktuellen Grundschuldiskussion auch wörtlich nahm. Die Vorschläge der LEV wurden hingegen komplett abgelehnt. Auch die Informationspolitik des Kultusministers wird kritisiert. Die LEV erfuhr alle Neuigkeiten aus der Presse.

Zwischenzeitlich legt der Kultusminister einen Entwurf der neuen Stundentafel vor. Die LEV-Grundschulen hat bis 7. Juli Zeit eine Stellungnahme abzugeben. Während einer Schulleiterdienstbesprechung bereits 7 Tage vor Ablauf der Frist stellt der Bildungsminister den Schulleitern die neue Stundentafel vor.

Die Grünen beantragen auf Wunsch der LEV-Grundschulen die Änderung des Schulmitbestimmungsgesetzes. Die SPD stimmt dafür, CDU und FDP lehnen ab. Die Gesetzesänderung wird abgewiesen.

Die LEV-Grundschulen fordert für alle Grundschüler einen Sitzplatz in den Bussen und die Einführung von Schulbusbegleitern zu Beginn des neuen Schuljahres. Eine Reaktion seitens der Landesregierung bleibt aus.


Chronologie:

Nach der Landtagswahl 2004 wurden schrittweise Informationen über Schul-schließungspläne öffentlich gemacht, die noch vor der Wahl von der Landes-regierung bestritten worden sind. In einer Pressemitteilung aus dem Ministerium    für Bildung, Kultur und Wissenschaft vom 31. August 2004 wirft Kultusminister Jürgen Schreier der Opposition und der GEW    vor, die Eltern im Saarland bewusst zu verun-sichern, indem sie Angst vor Schulschließungen verbreiten. Konkrete Schulschließungspläne lägen nicht vor.

Im Januar 2005 wird eine Planstudie erarbeitet und vorgestellt. Der Minister für Bildung, Kultur und Wissen-schaft verkündet, das Land müsse Haushaltsmittel sparen, der demographischen Entwicklung entgegenwirken und die Bildungs-qualität in den Grundschulen verbessern. Um  dies zu er-möglichen soll das Schulordnungs-gesetz geändert werden. Alle Grundschulen,     die nicht mindestens zwei Klassen pro Jahr-   gang haben und einzügig sind, sollen zukünftig geschlossen werden. Die erste Lesung der umstrittenen Gesetzesänderung im saarländischen Landtag war für April geplant.

Die Schulschließungen stellen sich als reine Sparmaßnahmen im Bildungsbereich heraus. Sie führen zu größeren Klassen. Bereits vor 2 Jahren wurde in Vorbereitung der Schulschließungsmaßnahmen der Klassenteiler an den Grundschulen von 27 auf 29 erhöht. Die Landesregierung verabschiedet sich im "Land der kurzen Wege" im Schulbereich vom pädagogischen Prinzip der Grundschule: "kurze Beine - kurze Wege".

Die Landesregierung peitscht die Änderung des Schulordnungsgesetzes durch das Parlament. Der zweiten Lesung folgt eine sehr umstrittene dritte Lesung noch am gleichen Tag. Und das, obwohl mehrere hundert Eltern vor dem Landtag demonstrieren.

Die Landeselternvertretung klagt zusammen mit der Landesinitiative "Rettet die Grundschulen" gegen diese umstrittene Gesetzesänderung. Mehrere Kommunen klagen gegen diese umstrittene Entscheidung. Auch die Fraktion der Grünen zieht zusammen mit SPD-Fraktion vor Gericht. Außerdem wird eine Verletzung der Geschäftsordnung des saarl. Landtages vermutet.




























